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Allgemeine Geschäftsbedingungen für Pauschalreisen 

1. Abschluss des Reisevertrages 

Mit der Anmeldung bietet der Reisende dem Reiseveranstalter den Abschluss eines Pauschalreisevertrags verbindlich an. Die Anmeldung 
kann schriftlich, mündlich oder fernmündlich vorgenommen werden. Sie erfolgt durch den Reisenden auch für alle in der Anmeldung 
mitaufgeführten Teilnehmer, für deren Vertragsverpflichtung der Reisende wie für seine eigene Verpflichtung einsteht. Der Vertrag kommt mit 
der Annahme durch den Reiseveranstalter zustande. Die Annahme durch den Reiseveranstalter bedarf keiner bestimmten Form. Bei oder 
unverzüglich nach Vertragsschluss wird der Reiseveranstalter dem Kunden die Reisebestätigung aushändigen.  

Weicht der Inhalt der Reisebestätigung vom Inhalt der Anmeldung ab, so liegt ein neues Angebot des Reiseveranstalters vor, an das er für die 
Dauer von 14 Tagen gebunden ist. Der Vertrag kommt auf der Grundlage dieses neuen Angebots zustande, wenn der Reisende innerhalb 
der Bindungsfrist von 14 Tagen dem Reiseveranstalter die Annahme erklärt. 

2. Verpflichtungen/ Leistungen  

Durch den Pauschalreisevertrag wird der Reiseveranstalter verpflichtet, dem Reisenden eine Pauschalreise zu verschaffen. Der Reisende ist 
verpflichtet, dem Reiseveranstalter den vereinbarten Reisepreis zu zahlen.  

3. Vertragsübertragung  

Der Reisende kann innerhalb einer angemessenen Frist vor Reisebeginn auf einem dauerhaften Datenträger erklären, dass statt seiner ein 
Dritter in die Recht und Pflichten aus dem Pauschalreisevertrag eintritt. Die Erklärung ist in jedem Fall rechtzeitig, wenn sie dem 
Reiseveranstalter nicht später als sieben Tage vor Reisebeginn zugeht.  

Der Reiseveranstalter kann dem Eintritt des Dritten widersprechen, wenn dieser die vertraglichen Reiseerfordernisse nicht erfüllt.  

Tritt ein Dritter in den Vertrag ein, haften er und der Reisende dem Reiseveranstalter als Gesamtschuldner für den Reisepreis und die durch 
den Eintritt des Dritten entstehenden Mehrkosten. Der Reiseveranstalter darf eine Erstattung von Mehrkosten nur fordern, wenn und soweit 
diese angemessen und ihm tatsächlich entstanden sind.  

Der Reiseveranstalter hat dem Reisenden einen Nachweis darüber zu erteilen, in welcher Höhe durch den Eintritt des Dritten Mehrkosten 
entstanden sind. 

4. Änderungsvorbehalt/Preissenkung 

a.) Der Reiseveranstalter kann den Reisepreis einseitig nur erhöhen, wenn 

- Die Erhöhung des Reisepreises sich unmittelbar ergibt aus einer nach Vertragsschluss erfolgten 
o Erhöhung des Preises für die Beförderung von Personen aufgrund höherer Kosten für Treibstoff oder andere Energieträger 
o Erhöhung von Steuern und sonstigen Abgaben für vereinbarte Reiseleistungen, wie Touristenabgaben oder ähnliches 

Der Reiseveranstalter hat den Reisenden auf einem dauerhaften Datenträger klar und verständlich über die Preiserhöhung und deren Gründe 
zu unterrichten und hierbei die Berechnung der Preiserhöhung mitzuteilen. Die Unterrichtung hat dem Reisenden gegenüber mit 
vorgenannten Anforderungen nicht später als 20 Tage vor Reisebeginn zu erfolgen.  

Andere Vertragsbedingungen als den Reisepreis kann der Reiseveranstalter einseitig nur ändern, wenn dies im Vertrag vorgesehen und die 
Änderung unerheblich ist. Der Reiseveranstalter hat den Reisenden auf einem dauerhaften Datenträger klar und verständlich und in 
hervorgehobener Weise über die Änderung zu unterrichten. Eine Änderung ist nur wirksam, wenn sie diesen Anforderungen entspricht und 
vor Reisebeginn erklärt wird.  

Der Reisende kann eine Senkung des Reisepreises verlangen, wenn und soweit sich die im ersten Abs. genannten Preise, Abgaben oder 
Wechselkurse nach Vertragsschluss und vor Reisebeginn geändert haben und dies zu niedrigeren Kosten für den Reiseveranstalter führt. Hat 
der Reisende mehr als den hiernach geschuldeten Betrag gezahlt, ist der Mehrbetrag vom Reiseveranstalter zu erstatten. Der Reiseveranstalter 



 
 

2 

darf von dem zu erstattenden Mehrbetrag die ihm tatsächlich entstandenen Verwaltungsausgaben abziehen. Er hat den Reisenden auf dessen 
Verlangen nachzuweisen, in welcher Höhe Verwaltungsausgaben entstanden sind.  

b.) Erhebliche Vertragsänderungen  

Übersteigt die im Vertrag nach § 651f Abs. 1 BGB vorbehaltene Preiserhöhung 8 Prozent des Reisepreises, kann der Reiseveranstalter sie 
nicht einseitig vornehmen. Er kann dem Reisenden jedoch eine entsprechende Preiserhöhung anbieten und verlangen, dass der Reisende 
innerhalb einer vom Reiseveranstalter bestimmten Frist, die angemessen sein muss, 

- das Angebot zur Preiserhöhung annimmt oder 
- seinen Rücktritt vom Vertrag erklärt. 

Dies gilt auch für andere Vertragsänderungen als Preiserhöhungen entsprechend, wenn der Reiseveranstalter die Pauschalreise aus einem 
nach Vertragsschluss eingetretenen Umstand nur unter erheblicher Änderung einer der wesentlichen Eigenschaften der Reiseleistungen oder 
nur unter Abweichung von besonderen Vorgaben des Reisenden, die Inhalt des Vertrags geworden sind, verschaffen kann. Das Angebot zu 
einer Preiserhöhung kann nicht später als 20 Tage vor Reisebeginn, das Angebot zu sonstigen Vertragsänderungen nicht nach Reisebeginn 
unterbreitet werden. 

Nach dem Ablauf der vom Reiseveranstalter bestimmten Frist gilt das Angebot zur Preiserhöhung oder sonstigen Vertragsänderung als 
angenommen. 

Tritt der Reisende vom Vertrag zurück, findet § 651h Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5 BGB entsprechende Anwendung; Ansprüche des Reisenden 
nach § 651i Abs. 3 Nummer 7 BGB bleiben unberührt. Nimmt er das Angebot zur Vertragsänderung oder zur Teilnahme an einer Ersatzreise 
an und ist die Pauschalreise im Vergleich zur ursprünglich geschuldeten nicht von mindestens gleichwertiger Beschaffenheit, gilt § 651m BGB 
entsprechend; ist sie von gleichwertiger Beschaffenheit, aber für den Reiseveranstalter mit geringeren Kosten verbunden, ist im Hinblick auf 
den Unterschiedsbetrag § 651m Abs. 2 BGB entsprechend anzuwenden. 

5. Rücktritt und nicht in Anspruch genommene Leistungen 
 

a.) Der Reisende kann jederzeit vor Reisebeginn von der Reise zurücktreten.  
 
Maßgeblich ist der Zugang der Rücktrittserklärung beim Reiseveranstalter. Der Rücktritt muss schriftlich erfolgen. Tritt ein Reisender vom 
Pauschalreisevertrag zurück oder tritt er die Reise nicht an, kann der Reiseveranstalter jedoch eine angemessene Entschädigung verlangen.  
Bei der Berechnung des Ersatzes sind gewöhnlich ersparte Aufwendungen und gewöhnlich mögliche anderweitige Verwendungen der 
Reiseleistungen zu berücksichtigen.  
Der Reiseveranstalter kann diesen Ersatzanspruch unter Berücksichtigung der nachstehenden Gliederung nach der Nähe des Zeitpunktes 
des Rücktritts zum vertraglich vereinbarten Reisebeginn in einem prozentualen Verhältnis zum Reisepreis pauschalieren: 
 
Bis 60 Tage vor Reiseantritt 25%  
Ab 59. bis 30. Tag vor Reiseantritt 30%  
Ab 29. bis 22. Tag vor Reiseantritt 35%  
Ab 21. bis 15. Tag vor Reiseantritt 50%  
Ab 14. bis 7. Tag vor Reiseantritt 70%  
Ab 6. Tag vor Reiseantritt 80% 

Bei Stornierung am Anreisetag fallen 95% des Reisepreises als Stornogebühren an, sofern nachgewiesen werden kann, dass auch die 
Leistungsträger 95% berechnen. Dem Reisenden bleibt es unbenommen, dem Veranstalter nachzuweisen, dass ihm kein oder ein geringerer 
Schaden entstanden ist, als die von ihm geforderte Pauschale. Der Reiseveranstalter behält sich vor, anstelle der vorstehenden Pauschalen 
eine höhere, konkrete Entschädigung zu fordern, soweit der Reiseveranstalter nachweist, dass ihm wesentlich höhere Aufwendungen als die 
jeweils anwendbare Pauschale entstanden sind. 

Der Reiseveranstalter ist auf Verlangen des Reisenden verpflichtet, die Höhe der Entschädigung zu begründen.  

Um die durch die Stornierung eingetretene, für beide Seiten unangenehme Situation zu vermeiden, empfehlen wir eine 
Reiserücktrittsversicherung. Unabhängig von dem Recht des Reisenden, eine andere Reiserücktrittsversicherung in Anspruch zu nehmen, 
übersenden wir Ihnen in der Anlage ein Antragsformular der ERV.  
 
Der Anspruch auf angemessene Entschädigung des Reiseveranstalters entfällt, wenn am Bestimmungsort oder in dessen unmittelbarer 
Nähe unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände auftreten, die die Durchführung der Pauschalreise oder die Beförderung von Personen 
an den Bestimmungsort erheblich beeinträchtigten. Umstände sind unvermeidbar und außergewöhnlich im Sinne dieses Untertitels, wenn 



 
 

3 

sie nicht der Kontrolle der Partei unterliegen, die sich hierauf beruft, und sich ihre Folgen auch dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn 
alle zumutbaren Vorkehrungen getroffen worden wären. 

Nimmt der Reisende einzelne Reiseleistungen infolge vorzeitiger Rückreise oder aus anderen, nicht vom Reiseveranstalter zu vertretenden 
Gründen nicht in Anspruch, so besteht kein Anspruch des Reisenden auf anteilige Rückerstattung. Der Reiseveranstalter wird sich jedoch bei 
den Leistungsträgern um die Erstattung der ersparten Aufwendungen bemühen. Eine Erstattung der ersparten Aufwendungen entfällt in Fällen, 
bei denen es sich um unerhebliche Leistungen handelte oder wenn einer Erstattung gesetzliche Bestimmungen entgegenstehen. 

b.) Der Reiseveranstalter kann vor Reisebeginn in den folgenden Fällen vom Vertrag zurücktreten: 
 

- für die Pauschalreise haben sich weniger Personen als die im Vertrag angegebene Mindestteilnehmerzahl angemeldet; in diesem 
Fall hat der Reiseveranstalter den Rücktritt innerhalb der im Vertrag bestimmten Frist zu erklären, jedoch spätestens 

 
o 20 Tage vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von mehr als sechs Tagen, 
o sieben Tage vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von mindestens zwei und höchstens sechs Tagen, 
o 48 Stunden vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von weniger als zwei Tagen, 

 
- der Reiseveranstalter ist aufgrund unvermeidbarer, außergewöhnlicher Umstände an der Erfüllung des Vertrags gehindert; in 

diesem Fall hat er den Rücktritt unverzüglich nach Kenntnis von dem Rücktrittsgrund zu erklären. 
 
Tritt der Reiseveranstalter vom Vertrag zurück, verliert er den Anspruch auf den vereinbarten Reisepreis. 
 
Wenn der Reiseveranstalter infolge eines Rücktritts zur Rückerstattung des Reisepreises verpflichtet ist, hat er unverzüglich, auf jeden Fall 
aber innerhalb von 14 Tagen nach dem Rücktritt die Erstattung zu leisten. Eine Erstattung von sonstigen Aufwendungen des Reisenden 
findet bei Rücktritt des Reiseveranstalters nicht statt.  
 

6. Weitere Rechte des Reisenden sowie dessen Mitwirkungspflichten  
 
Der Reisende hat Anspruch auf eine Preisminderung und/oder Schadensersatz, wenn die Reiseleistungen nicht oder nicht ordnungsgemäß 
erbracht werden.  
 
Wird die Reise nicht vertragsgemäß erbracht, so kann der Reisende Abhilfe verlangen. Der Reisende ist aber verpflichtet, dem Reiseveranstalter 
einen aufgetretenen Reisemangel unverzüglich anzuzeigen, § 651 o BGB.  
 
Soweit der Reiseveranstalter infolge einer schuldhaften Unterlassung der Anzeige nach Abs. 1 nicht Abhilfe schaffen konnte, ist der Reisende 
nicht berechtigt, 

- die in § 651m BGB bestimmten Rechte, wie Abhilfe, Selbstabhilfe, Kündigung, Minderung geltend zu machen oder 
- nach § 651n BGB Schadensersatz zu verlangen. 

 
 

7. Beistandspflicht des Reiseveranstalters 
 
Der Reiseveranstalter leistet dem Reisenden Beistand, wenn sich dieser in Schwierigkeiten befindet, § 651 q BGB.  
Hat der Reisende die den Beistand erfordernden Umstände schuldhaft selbst herbeigeführt, kann der Reiseveranstalter Ersatz seiner 
Aufwendungen verlangen, wenn und soweit diese angemessen und ihm tatsächlich entstanden sind. 
 
 

8. Beschränkung der Haftung 
 
Die vertragliche Haftung des Reiseveranstalters für Schäden, die nicht Körperschäden sind, ist auf den dreifachen Reisepreis beschränkt, 
soweit ein Schaden des Reisenden weder vorsätzlich noch grob fahrlässig herbeigeführt wird oder soweit der Reiseveranstalter für einen dem 
Reisenden entstehenden Schaden allein wegen eines Verschuldens eines Leistungsträgers verantwortlich ist. 
 
 

9. Verjährung 
 
Ansprüche des Reisenden nach § 651 i Abs. 3 BGB verjähren in zwei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an dem die Pauschalreise 
dem Vertrag nach enden sollte.  
 
 

10. Gerichtsstand 
 
Amtsgericht Alsfeld / Landgericht Gießen         Stand 09/2018 


